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AUSZUG AUS DEM PROTOKOLL DES REGIERUNGSRATES

DES KANTONS SOLOTHURN

VOM

13. Juli 1979 Nr. 4008

Mit Beschluss Nr. 451 vom 21. Januar 1976 hat der Regierungsrat

die von der EinwohnergerneindeHimmelried unterbreitete Bauland—

-99_ “Ktirzi“ grundsätzlich genehmigt. Die Gemeinde wurde

beauftragt, die Landumlegung vermessen und vermarken zu lassen;

diesem Auftrag ist sie nachgekommen. Der definitiven Genehmigung

steht daher nichts im Wege. Die GebUhrenbefreiung wurde schon

anlässlich der grundsätzlichen Genehmigung ausgesprochen. Eine

GenehmigungsgebUhr ist ebenfalls schon erhoben worden.

Es wird
beschlossen:

1. Die Baulandumlegung ‘KUrzi“ der Einwohnergemeinde Himmelried

wird im Sinne von § 21 der Verordnung Uber die Baulandumlegung

und Grenzbereinigung vom 10. April 1979, gestützt auf den

vorgelegten Plan mit Flächentabelle und Bereinigung der

Dienstbarkeiten definitiv genehmigt.

2. Die Amtschreiberei Thierstein, Breitenbach, wird beauftragt,

den neuen Besitzstand im Grundbuch einzutragen.

Bau-Departement (4),mit Akten (pk)
Der Staatsschreiber

Hochbauamt (2) //

Tiefbauamt (2) T
Amt ftir Raumplanung (2), mit 1 gen. Plaii

(Leinwand) 1 Flchentabelle und Bereinigung der Diens1tLbarkeiten
Rechtsdienst (pw)
Amtschreiberei Thierstein, 4226 Breitenbach, mit 1 gen. Plan,

1 Flächentabelle und Bereinigung der Dienstbarkeiten
Kreisbauamt III, 4143 Dornach, mit 1 gen.. Plan, 1 Flchentabelle

und Bereinigung der Dienstbarkeiten
Ammannamt der Einwohnergemeinde 4249 Himmelried (2), mit 1

gen. Plan, 1 Flächentabelle und Bereinigung der Dienstbarkeiten
Baukommission der Einwohnergemeinde 4249 Himmelried
Ing. und Vermessungsbtiro Armin Hulliger, 4226 Breitenbach (2)
Amtsblatt (Publikation von Ziff.. 1 des Dispositivs)
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AUSZUG AUS DEM PROTOKOLL DES REGIERUNGSRATES
. . . . . . DES KANTONS SOLOTHURNFS::;,..

.‘ VOM
) JI 97G

Z_:_ 21. Januar 1976 Nr. 451

Die legt die Baulandumlegung ‘KUrzi“

zur grundstz1ichen Genehmigung vor. Die Umlegungsakten lagen in

: der Zeit vom 24. November bis 24. Dezember 1972 öffentlich auf.

Während dieser Frist habeD 6 EigentUmer Einsprache beim Gemeinde-
. -rat erhoben. 1 Einsprache konnte der Gemeinderat erledigen, die

cD andern 5 musste er abweisen. Gegen diesen Entscheid des Gemeinde-
rates haben die Herren F. Wenger, Paul Pflugi, Walter Muchen—

berger, E. Thomann und Leo MUller, alle Himmelried, beim Re-

gierungsrat Beschwerde erhoben.

Der Reqe rung rat teilt est u nd z ieht in

1.

Beamte des Bau—Departementes führten am 1. Oktober 1975 Partei-

verhandlungen durch. An diesen Verhandlungen wurde versucht, eine

Einigung zu erzielen, was vorwiegend fehlschlug. Die Beschwerde—

ftihrer beharrten auf ihren Standpunkten.

Bereits vor den Parteiverhandlungen zogen die Herren F. Wenger

undPaul Pflugi ihre Beschwerden zurUck. Dasselbe tat Herr Walter

MuchQnberger anlässlich der Verhandlung vom 1. Oktober 1975, nach-

dem ihm erlEiutert worden war, dass er alle Begehren, die Ent—

schadigungsfragen betreffen, nach Abschluss des Baulandumlegungs

verfahrens vor der kantonalen Schatzungskommission geltend machen

konne denn mit Entschadigungsfragen hat sich das Plangenehrnigungs—

verfahre.n nicht zu befassen. Dem BeschwerdefUhrer Muchenberger ist,

damit er seine Rechte wahren kann, dr bschluss des Verfahrens (de—

finitive Genehmigung) bekanntzugeben. Vom RUckzug dieser drei -‘

Beschwerden wird Kenntnis genommen. Kosten werden keine erhoben.

Die KostenvorschUsse •werden zurtickerstattet.

24321—1975
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Beschwerde Ernst Thomann

Der BeschwerdefUhrer verlangt durch seinen Vertreter Dr. W. Klaus,

Advokat, Alischwil, die Parzelle GB 523 sei so zuzuteilen, dass sie

einen direkten Anstoss an den Kirchweg erhalte. Er begrUndet seine

Forderung vor allem damit, seine Parzelle sei bis anhin auE

ca. 90 m und in einem Abstand von 12 - 15 m parallel zum Kirchweg

verlaufen. Aus technischen GrUnden hätte die Parzelle schon am

Kirchweg zugeteilt werden müssen. Die Parzelle sei nun zu Hinter—
.... liegerland deklassiert worden,.. indem sie vom Kirchweg abgertickt

. . worden sei. Es bestehe allerdings ein Anstoss anden RUttiweg.

Aberzwischen dem RUttiweg und dem Kirchweg bestehe immerhin der
-... . . Unterschied, dass der Kirchweg 6 m breit sei und eine Erschliessungs—

.

strasse darstelle, während der RUttiweg knapp 3 m messe und eine
. untergeordnete Bedeutung besitze Die Zuteilung werde aber nicht 0

nurdeshaib verschlechtert, sondern-auch weil eine Angrenzung

an Parzelle GB 528 stattfinde, auf welche sich eine landwirt-

schaftliche Baute befinde, die naturgernss mit Immissionen auf

die Nachbarschaft verbunden sei. Eine objektiveZuteilung sei

ohne weiteres möglich. Voraussetzung sei aber, dass der Schwerpunkt

des Altbestandes und derjenigeri der Neuzuteilung sich annähernd
. .. . in gleicher Lage befnden; dies sei nicht der Fall. Die EigentUmer

•:: : GB 482 und 522 (Familienbesitz des Gemeindeammanns) seien
. . bevorzugt worden. Zudem hatte der Ammann in den Ausstandtreten

sollen.
.

Die Gemeinde beantragt Abweisung der Beschwerde und weist darauf

hin, dass die neue Parzelle nurunweit der alten Parzelleentfernt
.. . zugeteilt wurde und dass es sich um gleichwertiges Gelände handle.

Der RUttiweg kenne dem Kirchweg gleichgestellt werden. Di? land-
.

wirtschaftliche Baute auf GB 528 diene lediglich der Einstellung

landwirtschaftlicher Fahrzeuge. Sie stehe in der Bauzone und

dürfte ohnehin bald abgebrochen werden. Der Geometer sei vom

Schwerpunktsprinzip ausgegangen und Herr Ammann sei in den Aus—

stand getreten.

Der Beschwerdeführer besitzt eine Parzelle, die auf, ca. 90 rn

Länge in einem Abstand von ca. 11 m im.Norden und ca.. 17 m im

SUden vom Kirchweg entfernt ist. Nach dem Strassenplan ist

eine Strasse parellel zum Kirchweg vorgesehen. Die alte Parzelle
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von Herrn Thomann liegt im Norden ca. 48 m und im SUden ca. 24 m

vön der geplanten Strasse entfernt. Sowohl von Osten wie von

Westen ist das Grundstück bereits heute als Hinterliegerland zu

betrachten. Im Zuge der Baulandumlegung ist diese Parzelle

nun so umzuteilen, dass die heute nicht erschlossene Parzelle

baureif gemacht wird bzw. gemacht werden kann. Fi den iafler

stellte sich die Frage, wo die Parzelle am zweckmässigsten

zugeteilt werden könne. Da Herr Thomann bis jetzt Hinter-

liegerland ohne direkten Zugang zum Kirchweg gehabt hat und die

Grundstticke im Familienbesitz des Gemeindeammanns auf eine

Lange von ca. 90 m (GB 522) bzw. 20 m (GB 482) jetzt schon

an den Kirchweg angrenzen, ist es nur gerechtfertigt, dass

0 diese Parzellen wieder mit einem direkten Zugang zum Kirch

weg zugeteilt werden. Es kann auf keinen Fall von WillkUr die

Rede sein, wenn die Parzelle des Beschwerdeführers nach Westen

verschoben wird. Das GrundstUck wird dadurch von 2 Wegen erschlos—

sen, nämlich vom mit Namen nicht bekannten Paralleiweg zum Kirch—

weg und vom Rtittiweg. Beide Wege sind gemäss Strassen— und Bau—

linienpian mit einer Breite von 5 m vorgesehen. Es ist somit

zwischen dem Kirchweg und dem RUttiweg - entgegen der Meinung

des BeschwerdefUhrers - praktisch kein Unterschied festzu

stellen, was die Erschliessungsmöglichkeit betrifft. Die

Verschiebung nach Westen bringt dem Beschwerdeführer Ubrigens.

keinen Nachteil. Die Verschiebung des GrundstUckes liegt absolut

Q
im Rahmen einer Baulandumlegung, da die Topographie und die
Beschaffenheit

des Bodens ungefähr gleich bleiben. Abweichungen

sind praktisch gar keine festzustellen. Immissionsfragen sind im

Baulandumlegungsverfahren nicht zu beurteilen; sie sind in

ein bevorstehendes Baubewilligungsverfahrn zu verwisen. Hier

geht es rein nur um die Zuteilung einer bebaubaren Parzelle.

Es muss auch festgestellt werden, dass der Gemeindeammann bei der

Behandlung der Einsprache Thomann und der Abstimmung über die

Baulandumlegung in den Ausstand getreten ist, was die Gemeinde mit

Schreiben vom 29. September 1973 bestätigt.
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Eine Gutheissung der Beschwerde wUrde WillkUr voraussetzen. Da

diese offensichtlich nicht vorliegt, muss die Beschwerde abge

wiesen werden. Der Beschwerdeftihrerhat eine Entscheidgebuhr von

100 Franken zu bezahlen, weiche mit dem Kostenvorschuss verrech—

net wird.

Beschwerde Leo MUiler

Herr MUller verlangt, die Baulandumlegung sei nadh dem Prinzip

der Rechtsgleichheit vorzunehmen und begründet diesen Antrag nur

damit, die Baulandumlegung sei nicht ordnungsgemäss nach § 25

des Gemeindebaureglementes (GBR) durchgefUhrt worden. An der Partei-

verhandlung präzisiert er seine BegrUndung. Er vertritt die Auf-

fassung, die GrundstUcke hätten nach einer gewissen Rangfolge

gemäss dem alten Besitz zugeteilt werden mUssen. Die Zuteilung

seiner Parzelle sei deshalb nicht richtig und objektiv vorge

nommen worden. Zudem verlangt er die Nichtgenehmigung der Bau-

landumlegung, weil er zuwenig Land zugeteilt bekommen habe. Nach
.. seinen Informationen werde das Wildchen GB 542 (BLU Parzelle 18)

abgeholzt. Durch diesen Eingriff werde dieBauabstandslinie ver

ändert. Diese hätte nur mit einer Abänderung des Bebauungsplanes

erfolgen dUrfen. Der ihm gemachte Abzug von ca. 400 m2 Land

(wegen Waldabstandes) sei damit illusorisch. Ihm mUsse somit

mehr Land zugeteilt werden. Die jetzigeZuteilung habe fUr ihn

weniger wert als am alten Ort im Waldabstand.

Die Gemeinde beantragt auch hier Abweisung der Beschwerde. Die Bau-

landumlegung sei ihres Erachtens unanfechtbar nach § 25 GBR durch- 0
gefUhrt worden. Die Waldabstandslinien seien vom Oberforstarnt und

nicht von der Gemeinde festgelegt worden. Das erwähnte Wldchen

werde nicht abgeholzt, wie der Beschwerdeführer behaupte.

Es ist nicht ganz klar, warum Herr MUller die Bestimmung von § 25

GBR zitiert. § 25 sagt nur, wann und durch wen eine Bauland—

umlegung vorgenommen werden kann. Mit einer Rangfolge in der

Zuteilung hat diese Bestimmung nichts zu tun. Es gibt gar keine

Bestimmung, die eine solche Rangfolge. vorschreibt; freilich besteht

eine entsprechende Praxis, wenn immer möglich die Parzellen am

früheren Ort wieder zuzuteilen. Diese Zuteilung hängt jedoch
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vom Zonenpian, von der Topographie des .Umlegungsgebietes und vor

allem von der Breite der einzelnen Parzellen ab. Je schrnler

die Parzellen im alten Besitzstand sind, desto schwieriger ist eine

gewisse Rangfolge einzuhalten. Kann eine solche Rangfolge wegen

vieler schmaler Parzellen nicht eingehalten werden, besteht nur

die Möglichkeit, innerhalb des. Umlegungsperimeters ein Grund—

stUck in hn1icher Lage und Beschaffenheit zuzuteilen. Gegen eine

solche Verschiebung und Zuteilung ist absolut nichts einzuwenden,
sofern nicht nachgewiesen werden kann, dass die neue Parzelle

um vieles schlechter ist als das alte Grundsttick. Zudem ist im
vorliegenden Fall eine gewisse Zuteilung bereits präjudiziert,

weil die Gemeinde an der Baulandurniegung teilnimmt, um sich das

0 im Zonenplan vorgesehene Land fUr die öffentlichen Bauten und

Anlagen zu verschaffen.

Auch der zweite Einwand des BeschwerdefUhrers stimmt nicht. Er
. behauptet, seinbisheriges Land, das zum grossen Teil im 30 m—

Waldabstand liegt, habe für ihn viel mehr Wert als die neu zu-

geteilte Parzelle. Dies mag in subjektiver Hinsicht stimmen.

Wenn an Ort und Stelle dem BeschwerdefUhrer eine Parzelle zuge—

teilt werden müsste, so ergäbe dies wegen des Waldabstandes eine

einzige Uberbaubare Parzelle, die zudem noch an einem leichten

Nordhang liegt. Der Zweck einer Baulandumlegung wäre damit aber

nicht verwirklicht. Objektiv betrachtet ist die rieuzugeteilte
Parzelle in dieser Hinsicht um vieles besser. Erstens werden

C
durch diese Zuteilung 3 Bauplätze geschaffen, wovon keiner mit

einer Waldabstandslinie belastet ist. Zweitens liegen sie im

Gegensatz zu der Parzelle, die der Beschwerdeftihrer zugeteilt

haben möchte, an einem kleinen Stidhang. Die Gebäude, die darauf

errichtet werden können, können, was wohnhygienisch von grossem

Vorteil ist, nach SUden orientiert werden.

Der Einwand, das Wäldchen auf GB 542 werde abgeholzt und dem Be

schwerdefUhrer wegen des Wegfalles der Waldabstandslinie von 30 m

damit zu wenig Land zugeteilt, kann entkräftet werden. Aus dem

Situationspian, der vom .Kreisforstamt IX Thierstein am 18. Dezem

ber 1967 durch den Förster H. Marti unterzeichnet wurde, ist er
sichtlich, dass die streitige Waldzunge bestehen bleibt und nicht
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abgeholzt werden darf. Dies bestätigt Ubrigens auch das Geometer

bUro A. Hulliger, Breitenbach, in einem Schreiben vom 19. Januar

;.
1968 an die Gemeinde Hirnmelried. Somit bleibt auch die 30 m

Waldabstandsljnje bestehen. Aus diesem Grunde geht die Berech

nung, die vom GeometerbUra Hulliger vorgenommen wurde, in Ordnung
und kann nicht beanstandet werden. Herr MUller bekommt genau das,

was ihm nach dem dffentlichen Abzug fUr das Strassenareal noch

zusteht. Die Umlegung ist deshalb - entgegen der Meinung des Be

schwerdefUhrers - weder willkUrlich noch wurde ihm zuwenig Land

zugeteilt bzw. zuviel Land abgezogen.

Die Beschwerde ist abzuweisen. Der BeschwerdefUhrer hat eine

Entscheidgebtihr von 100 Franken zu bezahlen. Sie wird mit dem

Kostenvorschuss verrechnet.

II.

Formell wurde das Verfahren richtig durchgefUhrt. Die zur:Genehmi

gung notwendigen und öffentlich aufgelegten Unterlagen sind dem

Regierungsrat vollständig unterbreitet worden (Pläne alter ünd

neuer Besitzstand, Eigentümer— und Flchenverzeichnis sowie eine

Dienstbarkeitentabelle) . Der grundsätzlichen Genehmigung der Bau-

landumlegung “KUrzi“ steht daher nichts mehr im Wege. Sie ist

zweckmässig und sachlich begrUndet. Es tritt die Ubliche GebUhren

befreiung ein. . . .

Es wird . .

beschlossen: Q
1. Die Baulandumlegung “KUrzi“ der Einwohnergemeinde Himmelried

wird grundsätzlich genehmigt.

2. Die Einwohnergemeinde Himmelried wird angewiesen, die Bauland-

umlegung vermessen und vermarken zu lassen und dem Bau—De—

partement je 4 Pläne (1 auf Leinwand) sowie 4 Zuteilungs- und

Dienstbarkeitentabellen mit dem Gesuch um definitive Genehmigung

einzureichen.

3. Vom RUckzug der Beschwerden F. Wenger, Paul Pf lugi und Walter

Muchenberger, Himmelried, wird Kenntnis genommen. Der Kosten—

vorschuss wird zurUckerstattet.
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4. Die Beschwerden Ernst Thomann und Leo MUller werden im Sinne

der Erwägungen kostenf11ig abgewiesen, soweit darauf einzu—

treten ist.

5. Die Beschwerdeführer Thomann und MUller haben eine Entscheid-

gebUhr von je 100 Franken, inkl. Auslagen, zu bezahlen, welche

mit den geleisteten KostenvorschUssen verrechnet wird.

6. Die Einwohnergemeinde Himmelried hat eine Genehmigungsgebühr

von 200 Franken und die Publikationskosten zu bezahlen.

7. Für die durch das Unternehmen erforderlichen grundbuchlichen

Eintragungen, Abänderungen und Löschungen werde keine ••

Amtschreibereigehühren und für die EigentumsUbertragungen

keine HandnderungsgebUhren erhoben .

8. Ueber die Erhebung der Kapitalgewinnsteuer entscheidet

die zuständige Steuerbehörde.

Himmelried

Kostenvorschuss Fr. 100.-- (ab Konto 18-600 zurUckerstatten)

flui,Himmelried

Kostenvorschuss Fr. 100.-- (ab Konto 18-600 zurUckerstatten)

alrMucrg,

Kostenvorschuss Fr. 100.-- (ab Konto 18-600 zurUckerstatten)

Thornann,Himmelried

EntscheidgebUhr Fr. 100.-- (verrechnet mit Kostenvorschuss)

ler,Hirnmelried

EntscheidgebUhr Fr. 100.-- (verrechnet mit Kostenvorschuss)

EinwohnendeHimrnelried

GenehmigungsgebUhr Fr. 200.--

Publikationskosten Fr. 18.--

Fr. 218.-- (Staatskanzlei Nr. 146) RE

Der Staatsschreiber

AusfertiqunqnSeite8
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Bau-Departement (3) pw . . . .
.

Rechtsdienst (pw) (4) . : •

Tiefbauamt (2)
. . .

Hochbauarnt (3)
fUr Raumplanung (2)
Steuerverwaltung

. . . .

Finanzverwaltung (2)
. . . .:

Kreisbauamt III, Dornach .

Amtsch.reiberei Thierstein, 4226 Breitenbach ..

Arnmannamt der Einwohnergemeinde, 4249 Himmelried, mit. Rechnung
Baukommission der Einwohnergemeinde, 4249 Himmelried
IngenieurbUro A. Hulliger, 4226 Breitenbach
F. Wenger-Kilcher, Hauptstrasse 25, 4229 Himmelried ) mit
Paul Pflugi, 4249 Himmelried ) An-
Walter Muchenberger, Lederwaren, 4249 Himmelried ) weisung
Ernst Bhler,. Notar, 4858 Wynau
Ernst Thomann, 4249 Himmelried
Dr. W. Klaus, Advokat, 4123 Alischwil
Leo MUller-Stebler, 4249 Himmelried
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